Der Eigentumserwerb an beweglichen Sachen
I. Voraussetzungen


1. Einigung

→ Liegt vor, wenn sich die Parteien in Form von Angebot und Annahme über den Eigentumsübergang verständigen (Geltung der §§145 ff. BGB)
→ Geltung der allgemeinen Unwirksamkeitsgründe und zusätzlich des Bestimmtheitsgrundsatzes

→ Sonderfall: „antizipierte Einigung“; dingliche Einigung fällt nach Auslegung des Parteiverhaltens mit der schuldrechtlichen Einigung zusammen (so auch beim „Streckengeschäft“); für die Bestimmtheit der Einigung dann ausreichend, wenn Konkretisierung zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs eintritt

→ kann unter eine Bedingung gestellt werden (§158 BGB); z.B. Eigentumsvorbehalt (EV)

• verlängerter EV:
Ermächtigung (§185 I), eine unter Eigentumsvorbehalt erworbene Sache selbst mit EV unter Vorausabtretung (§398) des Anspruchs weiter zu veräußern (in ordnungsgemäßem Geschäftsgang)

• erweiterter EV:
Sicherung aller Verbindlichkeiten aus der Geschäftsbeziehung (und nicht nur aus dem konkreten Vertrag wie beim einfachen EV)


2. Übergabe oder Übergabesurrogat



a) Übergabe i.S.v. §929 S.1 BGB

→ Der Veräußerer überträgt den unmittelbaren Besitz auf den Erwerber (Übergabe i.e.S.)

→ auf beiden Seiten können Hilfspersonen eingeschaltet werden (Übergabe i.w.S.);

dieser sog. „Geheißerwerb“ ist eine Ausnahme zum sachenrechtlichen Publizitätsprinzip (Herrschaftsbeziehung wird deutlich durch Weisungsausübung)


Hilfspersonen
 sind:
• Besitzmittler 

können auf Erwerber-
• Besitzdiener

und Veräußererseite
• Geheißperson

auftreten

Voraussetzungen der Übergabe i.w.S.:


aa) Besitzverlust auf Veräußererseite


→ Kann auch durch Hilfspersonen bewirkt werden


bb) Besitzübertragungswille auf Veräußererseite

→ Zurechnung über §164 I BGB analog/ Rechtsscheinsgesichtspunkte möglich

cc) Besitzerwerb auf Erwerberseite
→ Entgegennahme durch Hilfspersonen möglich

dd) Wechsel in der Person des unmittelbaren Besitzers (str.)

→ maßgeblich für die Beurteilung des jeweiligen Handlungsmotivs ist der Empfängerhorizont; ist jemand dann nur aus der Sicht des Empfängers und nicht de facto Geheißperson der anderen Vertragspartei, so ist er Rechtsscheinsgeheißperson


b) Übereignung kurzer Hand (manu brevi), §929 S.2 BGB



→ Erwerber ist Besitzer



→ Veräußerer hat keine besitzrechtliche Position mehr

→ Beispiel: A leiht sich bei B ein Buch aus. Später will er es ihm abkaufen; die Übergabe erfolgt dann „kurzer Hand“, schließlich besitzt A das Buch schon. 
c) Vereinbarung eines Besitzkonstituts, §930 BGB



→ Rechtsverhältnis i.S.d. §868 BGB 




• rechtsgeschäftlich: 
Miete, Leihe, Nießbrauch

• gesetzlich:

Ehe, Eltern-Kind-Verhältnis



→ Fremdbesitzerwille beim Besitzmittler



→ Herausgabeanspruch des mittelbaren Besitzers



→ kommt bei der Sicherungsübereignung zur Anwendung


→ bei der SÜ gelten besondere Anforderungen an den Bestimmtheitsgrundsatz im Rahmen der Einigung, wenn Waren aus einem Warenlager übereignet werden; maßgeblich sind äußere Abgrenzungskriterien:

• bloße mengen- oder wertmäßige Bezeichnungen („1000 Kisten“/ „Kisten im Wert von 100.000€“) sind zu unbestimmt
• Markierungssicherungen (z.B. durch Aufkleber auf den Waren) sind zulässig; die Bezeichnung „Alle außer die unter EV stehenden Waren“ ist im Zweifelsfall zu undurchsichtig (Was wurde zwischenzeitlich übereignet?) 
→ Sonderfall: 

Eigentumserwerb des Ehepartners gem. §930 BGB zwar möglich und auch als „die Veräußerung hinderndes Recht“ i.S.d. §771 ZPO anerkannt, aber Berufung auf dieses Recht kann gegen §242 BGB verstoßen („dolo agit“) oder nach dem AnfG anfechtbar sein wegen Gläubigerbenachteiligung



d) Abtretung des Herausgabeanspruchs, §931 BGB



→ Dritter ist unmittelbarer oder mittelbarer Besitzer

→ Veräußerer tritt bei mittelbarem Besitz Herausgabeanspruch (der aus §870 BGB besteht) ab gem. §398 BGB, ansonsten alle ihm zustehenden Ansprüche (z.B. aus §812, §823 etc.);
nach hM ist Anspruch aus §985 BGB nicht abtretbar wegen untrennbarer Verbindung mit dem Vollrecht Eigentum
→ wenn kein Herausgabeanspruch i.S.v. §870 BGB besteht (aber aus §985 BGB), Einigung ausreichend

→ wenn auch kein Anspruch aus §985 BGB, genügt Abtretung eines behaupteten Anspruchs auf Herausgabe (systematische Auslegung mit §934 2.Alt. BGB)

→ ebenfalls ausreichend: Abtretung eines hinreichend bestimmten zukünftigen Anspruchs;

Beispiel: Verkauft jemand eine Sache unter Eigentumsvorbehalt, so hat er einen bedingten Herausgabeanspruchs aus §§323 I, 1.Alt, 346 I 1 BGB, wenn der Käufer den Kaufpreis nicht (rechtzeitig) zahlt;

Begründung: zukünftige Ansprüche können auch gesichert werden, vgl. §§765 II, 1113 II BGB

3. Einigsein im Zeitpunkt der Vollendung des Rechtserwerbs


→ Zusammentreffen von Einigung und Übergabe


→ Ausdruck der Widerruflichkeit der Einigung

→ allerdings muss Widerruf deutlich gemacht werden ggü. Erwerber, sonst Vermutung des Fortbestehens

4. Berechtigung des Veräußerers im Zeitpunkt der Vollendung des Rechtserwerbs

→ Berechtigte i.d.S. sind:
• verfügungsbefugter Eigentümer



→ (-) bei absoluten Verfügungs-/Veräußerungsverboten




→ bei relativen Verboten wird der Erwerber durch §§135 II, 932 geschützt

• Dritter mit Ermächtigung durch Eigentümer gem. §185 I BGB 

• Dritter mit Verfügungsrecht kraft Gesetzes
 (z.B. §80 InsO: Insolvenzverwalter)


→ Bei Fehlen der Berechtigung ist Erwerb vom Nichtberechtigten zu prüfen (5.)

5. Erwerb vom Nichtberechtigten (Gutgläubiger Erwerb), §932 ff. BGB

→ §932 heilt allein die fehlende Berechtigung des Veräußerers! Der Eigentumserwerb ergibt sich demnach z.B. nicht allein gem. §932 BGB, sondern aus §§929, 932 BGB

→ Voraussetzungen des gutgläubigen Eigentumserwerbs:


a) Rechtsgeschäft i.S.e. Verkehrsgeschäfts
→ Verkehrsgeschäft: Personenverschiedenheit

→ nicht bei gesetzlichem Erwerb

→ (-) auch bei vorweggenommener Erbfolge; Grund: §§932 ff. schützen den Rechtsverkehr nur dann, wenn dieser auch beteiligt ist – ansonsten gilt es schließlich nicht, einen Interessenkonflikt zwischen Bestandsinteresse des Eigentümers und Erwerbsinteresse des Erwerbers zu lösen

b) Rechtsschein (Legitimation)

→ Anknüpfung an Besitz bei Übereignung gem. §§929, 932 

→ bei Übergabe nach §929 S.2 muss Besitz vom Veräußerer erlangt worden sein

→ bei Übereignung gem. §§930, 933: Einräumung mittelbaren Besitzes und Verlust der Besitzposition d. Veräußerers

→ bei §§931, 934: 
 • (1.Alt.) Abtretung e. tatsächlichen bestehenden Herausga-   

 beanspruchs des mittelbaren Besitzers
 • (2.Alt.) Abtretung e. behaupteten Herausgabeanspruchs/
Einräumung des Besitzes


c) Gutgläubigkeit bei Vollendung des Rechtserwerbs

→ keine Kenntnis oder keine grob fahrlässige Unkenntnis der wahren Rechtslage
→ geschützt wird allein der gute Glaube an die Eigentümerstellung des Veräußerers; guter Glaube an die Verfügungsberechtigung (und wohl auch an die Vertretungsmacht) des Veräußerers wird nur bei Handelsgeschäften (durch §366 HGB) geschützt 
→ bei Handeln e. Vertreters auf Erwerberseite ist dessen Gutgläubigkeit entscheidend, §166 I BGB
d) kein Abhandenkommen

→ Erwerber wird nie Eigentümer, wenn die Sache dem Berechtigten abhanden gekommen ist, §935 BGB

→ Wille des unmittelbaren Besitzers für Abhandenkommen entscheidend

→ Streit, wie Veruntreuung durch Besitzdiener sich auswirkt:


- M1:
Rechtsverkehr ist zu schützen, §935 (-)

- hM:
es kommt auf die tatsächliche Besitzlage an! §935 (+)

→ bei Weggabe durch Scheinerben beachte Unterschiede:

- gibt dieser die Sache weg ohne e. Erbschein zu besitzen, tritt beim Erben unfreiwilliger Verlust seines durch §857 fingierten Besitzes ein, §935 (+)

- ist der Scheinerbe Erbscheinsinhaber, so wird er Dritten ggü. als Erbe behandelt, §§2365 ff, damit §935 (-)

e) bessere Besitzposition für Erwerber ggü. Berechtigtem
→ str., relevant nur in Sonderfällen (vgl. „Winterhallenfall“)
→ dies ist relevant in Fällen, in denen ein Dritter verfügt, der gleichzeitig dem Eigentümer und dem Erwerber den Besitz mittelt:

- h.L.:
Eigentümer und Erwerber erlangen gleichstufigen Nebenbesitz; dieser genügt nicht für einen gutgläubigen Erwerb!

- BGH:
Das Institut des Nebenbesitzes ist abzulehnen. Entscheidend ist nur das letzte Besitzmittlungsverhältnis mit dem Erwerber.

Mit Abschluss des neuen Besitzkonstituts dokumentiert der Veräußerer, dass er keinen Besitzmittlungswillen mehr für den eigentlichen Eigentümer hat.

f) kein Ausschluss

→ Ausschluss durch absolutes Verfügungsverbot (§§1365, 1369 BGB; §81 I 1 InsO)

→ Überwindung von relativen Verfügungsverboten nur möglich, wenn Gesetz dies ausdrücklich erlaubt (§§135 II, 136, 161 III, 2113 III, 2211 II BGB)



6. Genehmigung durch wahren Eigentümer, §185 II BGB
II. Rechtsfolgen
1. Eigentumserwerb

 
→ Das Eigentum geht auf den Erwerber über!

2. Schicksal der Lasten


→ unter den VS des §936 BGB erlöschen Rechte von Dritten an der Sache


→ im Handelsrecht erlöschen Rechte Dritter noch „schneller“ (§366 II HGB)
Sonderproblem: gutgläubiger widmungsfreier Erwerb


Ein Landesbeamter veräußert den ihm anvertrauten Dienstwagen an einen gutgläubigen Dritten. Das Land verlangt Herausgabe des Wagens.





→ Ein Anspruch aus §985 BGB scheitert grds. an §§929, 932 BGB





→ stehen dem gutgläubigen Eigentumserwerb ör Vorschriften entgegen?


	


• §2 III FStrG schließt einen solchen Erwerb ausdrücklich aus!


• Rspr.: für bewegliche Sachen gilt dies nicht! Wg. Art.20 III GG kann ein Verwaltungsträger keine das Privateigentum belastenden oder modifizierenden Maßnahmen treffen ohne gesetzliche Grundlage!


Aber: Das Landesrecht HH nimmt ein solches „öffentliches Eigentum“  


	dennoch an!





!








�Als Hilfsperson in diesem Zusammenhang kann der Vertreter nach den §§164 ff. BGB nicht auftreten. Die Handlung für einen anderen wird dann an den besitzrechtlichen Regeln der §§855, 868 BGB bemessen!


�Z.B. §§1365 I, 1369 I, 161 I, 2113 I BGB; §§22, 80, 81 InsO bedingen die Unwirksamkeit der Verfügung gem. §134 BGB!


�Dies gilt auch dür den Nachlassverwalter gem. §1984 I 1 und den Testamentsvollstrecker gem. §§2205 S.2, 2211 BGB.





